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Große Anfrage 

der Fraktion der SPD 
betr. Konjunkturpolitik 

1 . Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach den Preisen in der 
Bauwirtschaft und in der Investitionsgüterindustrie in letzter Zeit 
auch die Preise für Verbrauchs güter steigende Tendenzen zeigen, 
daß darüber hinaus die Preise für Nahrungsmittel eine für den 
Verbraucher unerträgliche Höhe erlangt haben und ein Ende dieser 
Entwicklung nicht abzusehen ist? 

Ist der Bundesregierung bewußt, daß sich durch diese Preissteige- 
rungen die Lebenshaltungskosten, die nach den Feststellungen des 
Statistischen Bundesamtes bereits im Jahre 1955 gegenüber dem 
Jahre 1954 gestiegen waren, seit Beginn des Jahres 1955 in einer 
beschleunigten Aufwärtsentwicklung befinden? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um dieser Gefährdung 
der inneren Kaufkraft des deutschen Marktes entgegenzuwirken? 

2 . Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der Öffentlichkeit die 
Überzeugung wächst, daß die Bundesregierung bei wichtigen wirt- 
schafts-, finanz- und sozialpolitischen Entscheidungen unter dem 
Einfluß starker Interessengruppen steht? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß diese Auffassung insbesondere 
dadurch bestärkt wurde, daß der Bundeskanzler am 23. Mai 1956 die 
Mitgliederversammlung des Bundesverbandes der Deutschen Industrie 
dazu benutzte, um unter dem Beifall dieser wirtschaftlichen Inter- 
essenvertretung den Bundeswirtschaftsminister, den Bundesfinanz- 
minister und die Bank deutscher Länder wegen ihrer Haltung zu 
konjunkturpolitischen Fragen in aller Öffentlichkeit zu rügen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um in Zukunft zu 
verhindern, daß mächtige wirtschaftliche Interessengruppen einen Ein- 
fluß auf die Politik der Bundesregierung ausüben, der mit den Grund- 
sätzen demokratischer Willensbildung nicht mehr vereinbar ist? 
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3. Ist der Bundesregierung bewußt, daß das eigenmächtige Verhalten 
des Bundeskanzlers nicht nur politisch unerträglich ist, sondern 
auch gegen die dem Bundeskanzler nach der verfassungsrechtlich 
vorgeschriebenen Gechäftsordnung der Bundesregierung obliegende 
Verpflichtung verstößt, Angelegenheiten von allgemeiner Bedeutung 
der Bundesregierung zur Beratung und Beschlußfassung zu un- 
terbreiten? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um sicherzustellen, daß 
in Zukunft diese Grundlagen unserer verfassungsmäßigen Ordnung 
auch vom Bundeskanzler beachtet werden? 

4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß nicht nur der Bundeskanzler, 
sondern auch die einzelnen Bundesminister immer wieder Erklä- 
rungen zur Wirtschafts- und Finanzpolitik abgeben, die nicht mit- 
einander in Einklang stehen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die dringend er- 
forderliche Koordinierung aller wirtschaftlichen Maßnahmen und 
in allen grundsätzlichen Fragen eine regelmäßige Abstimmug mit 
der Bank deutscher Länder zu sichern? 

5. Ist der Bundesregierung bewmßt, daß die Diskonterhöhungen 
durch die Bank deutscher Länder notwendig geworden sind, w^eil 
die Bundesregierung bis heute Ihre Verpflichtung, die erforder- 
lichen konjunkturpolitischen Maßnahmen selbst zu treffen, gröblich 
vernachlässigt hat? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die sich hieraus ergebenden 
Zinserhöhungen die kleineren und mittleren Betriebe, die schwäche- 
ren Teile der Wirtschaft — wie Landwirtschaft und Vertriebenen- 
wirtschaft — sowie den Wohnungsbau besonders hart treffen ? Sind 
ihr die Auswirkungen auf dem Kapitalmarkt bekannt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um diesen nachteiligen 
Wirkungen mit wirtschaftspolitischen Mitteln zu begegnen? 

6. Glaubt die Bundesregierung es verantworten zu können, daß sie 
bis heute — also 10 Monate nach den ersten alarmierenden Maß- 
nahmen der Bank deutscher Länder — noch kein geschlossenes 
konjunkturpolitisches Programm bekannt ge geben hat und untätig 
die Dinge laufen läßt? Mit welchen konjunkturpolitischen Maß- 
nahmen denkt die Bundesregierung in Zukunft eine gleichmäßige 
Aufwärtsentwicklung der Wirtschaft bei stabiler Währung zu sichern? 


Bonn, den 29. Mai 1956 


Ollenhauer und Fraktion 



